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Liebe Kolleginnen und Kollegen 
Seit genau dreissig Jahren findet in Zug der 1. Mai auf der Strasse statt, seit 1982 
auf dem Landsgemeindeplatz oder unter der Rössli Wiese. In den letzten zehn 
Jahren war der 1. Mai einer der wenigen gemeinsamen Anlässe der Zuger Lin-
ken. Dieses Jahr ist der traditionellen Kundgebung „unter der Linde“ ein Umzug 
vorangegangen. Vom Landsgemeindeplatz über die Bahnhofstrasse zum Bahnhof 
und zurück über die Seestrasse sind an die 250 Leute marschiert. Auf dem 
Landsgemeindeplatz waren es dann fast 400 Leute, welche der Schlusskundge-
bung beiwohnten. 
Obwohl sich auf dem Landsgemeindeplatz mehr Leute einfanden als in den letz-
ten Jahren, war die Beteiligung eigentlich enttäuschend. Gründe, um auf die 
Strasse zu gehen, gibt es mehr als genug. Schwach war auch die Mobilisierung 
jener Partei, „die unbedingt eine Demo haben wollte“. Nur dank den Jugendli-
chen aus dem Umfeld der Zeughausbesetzenden wurde die 1. Mai-Demo nicht zu 
einem peinlichen Spaziergang durch die Strassen von Zug. Die Revolutionäre 
Jugend Zug und die Lachenden Altbauten traten gegenüber den anderen Teil-
nehmenden rücksichtsvoll auf und stellten mehr als die Hälfte der Demonstrati-
on. Damit trugen sie zu einer guten 1. Mai-Demo bei. 
Der diesjährige 1. Mai läutet einen Wendepunkt ein. Das „Gstürm“ um eine De-
mo hat die bewährte, gemeinsame Basis der Kundgebung „unter der Linde“ ge-
stört. Der GBZ wird nun sein Engagement beim 1. Mai überdenken müssen. 
Der 18. Mai war ein denkwürdiger Abstimmungstag, an dem über sieben Initiati-
ven befunden wurde, die einen grossen Beitrag für eine sozialere und menschli-
chere Schweiz geleistet hätten. Leider sind alle diese vernünftigen und nötigen 
Initiativen abgelehnt worden. Die millionenschwere Angstpropaganda der Geg-
ner hat wieder einmal eine Mehrheit des Stimmvolkes dazu gebracht, gegen die 
eigenen Interessen zu stimmen. Die Gewerkschaften werden sich in den nächsten 
Jahren darum vermehrt auf ihre Stärke besinnen müssen und auf die direkte Mo-
bilisierung der Arbeitenden setzen, um unsere berechtigten und nötigen Anliegen 
durchzusetzen. 
 
Mit kollegialen Grüssen 
Bruno Bollinger, GBZ-Präsident 

 
 
 
Das GBZ-Info geht an alle GBZ-Delegierten, an aktive GewerkschafterInnen und an PolitikerInnen, die über die Aktivitäten der Gewerk-
schaften informiert sein sollten. 
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Am 11. April 2003 fand die Generalversammlung der SMUV Sektion Zug statt. 
 
Zuger Presse 22. April 2003 

 

Neue Zuger Zeitung 22. April 2003 

 

 
15. April 2003: 

Delegiertenversammlung des Zuger Gewerkschaftsbundes (GBZ) 
An der Delegiertenversammlung des Zuger Gewerkschaftsbundes (GBZ) erinnerte Präsident 
Bruno Bollinger daran, dass es im Rahmen des von der GBI organisierten Baustreiks auch im 
Kanton Zug zu einer der härtesten Gewerkschaftsaktionen seit Jahrzehnten gekommen sei. 
Ein Tag lang wurde das Risi-Kieswerk in Cham blockiert. In der Zwischenzeit haben sich 
Gewerkschaften und Baumeisterverband geeinigt und man arbeitet wieder zusammen. Nicht 
aber im Kanton Zug, wo der kantonale Präsident Adrian Risi an der Versammlung des Zuger 
Baumeisterverbandes den Streik der GBI als Erpressung bezeichnete, die Streikenden als „be-
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zahlte Fahnenträger“ diffamierte und dazu aufforderte, das Rentenalter 60 auf dem Bau zu 
hintergehen. 
Nachdem Jahresbericht und Jahresrechnung angenommen wurden, rief der GBZ-Präsident 
dazu auf, bei den kommenden Abstimmungen, 9 mal Ja zu stimmen. Die Gewerkschaften 
engagieren sich insbesondere für drei Initiativen. „Lehrstellen für alle“, „Gesundheit muss 
bezahlbar bleiben“ und „faire Mieten“ sind Anliegen, die ganz im Interesse der arbeitenden 
Bevölkerung stehen. Bollinger teilte zudem mit, dass dieses Jahr vor der traditionellen 1. Mai-
Kundgebung auf dem Landsgemeindeplatz eine Demonstration stattfinden wird. Gründe, auf 
die Strasse zu gehen, gäbe es mehr als genug. 
Im Anschluss an die DV referierte Ursula Häberlin, Leiterin der GBI-Abteilung Gewerk-
schaftspolitik und Projekte, zum Thema „Gewerkschaftspolitische Kampagnen“. Die Gewerk-
schaften engagierten sich seit Jahren auch in politischen Kampagnen. Aktuelles Beispiel ist 
die Lehrstellen-Initiative, die von der Gewerkschaftsjugend mitinitiert worden sei. In Zukunft 
werden die Gewerkschaften vermehrt auf Mobilisierungen der Direktbetroffenen setzen, um 
auch auf politischer Ebene Druck zu machen, schloss Häberlin ihre Ausführungen. 
 

 
Zuger Presse, 19. April 2003 
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Neue Zuger Zeitung, 16. April 2003 
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1. Mai 2003 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Neue Zuger Zeitung, 2. Mai 2003 
 
Die 1. Mai-Begrüssung von Sybilla Schmid, GBZ-Vorstand, Präsidentin Gleichstellungs-
kommission 
Frauen Macht Gewerkschaft – gemeinsam für mehr Gerechtigkeit 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, liebe Kinder 
Unter diesem Titel feiern wir heute den Tag der Arbeit. Ich begrüsse Euch alle im Namen des 
Gewerkschaftsbundes Zug dazu. 
Im November 2001 hielten die Frauen des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes ihren Kon-
gress ab und beschlossen, dass der 1. Mai 2003 unter dem Motto der Gleichstellung zu stehen 
habe. Und darum werden heute auch drei Frauen zu Euch sprechen, weil zusammengezählt 
bis heute doch mehrheitlich Männer die 1. Mai-Reden gehalten haben, obwohl wir uns in Zug 
seit Jahren um ein ausgewogenes Verhältnis von Rednern und Rednerinnen bemüht haben. 
Wie konjunkturabhängig der Stellenwert der Gleichstellung selbst bei uns Linken und Ge-
werkschafterInnen ist, habe ich im Vorfeld des diesjährigen 1. Mai selber erlebt. Ich hörte 
Stimmen, dass es etwas unglücklich sei an dieses Thema gebunden zu sein angesichts der 
weltpolitischen Lage, oder angesichts des wirtschaftlichen Klimas, oder angesichts der bevor-
stehenden wichtigen Abstimmungen. 



   
GBZ-Info Nr. 51 Seite 7 Mai 2003 
 

Ich gebe es zu: Sogar ich selber stelle mir wegen der anhaltenden Kriege und Konflikte im 
Irak, in Tschetschenien und im Nahen Osten ab und zu die Frage: Ist Gleichstellung jetzt, 
konkret im Jahr 2003, überhaupt noch ein so wichtiges Thema, dass der 1. Mai dafür herhal-
ten muss? Vielen hängt das ewige Thema schon zum Hals heraus. Selbst jahrzehntelang für 
Frauenrechte Kämpfende wie ich haben manchmal genug davon. Vor allem, dass wir immer 
wieder erklären müssen, dass zwischen der rechtlichen und der faktischen Gleichstellung ein 
grosser Unterschied besteht, macht müde. 
Die rechtliche Gleichstellung ist in grossen Teilen erreicht – nicht in den Details – aber die 
messbare faktische Gleichstellung ist so fern, wie sie es schon immer gewesen ist. Ich will 
keine Zahlen und Details anfügen, nur soviel: 

• Wir haben immer noch keine Mutterschaftsversicherung. 
• Die Vereinbarkeit von Berufs- und Familienarbeit ist nach wie vor ein individuelles 

Abenteuer mit Abstrichen beim Lohn, bei der Karriere und im schlimmsten Fall beim 
Familienleben. 

• Die Arbeitsbedingungen und vor allem die Löhne der meisten Frauen sind nach wie 
vor erheblich schlechter als diejenigen der Männer. 

Und im Kanton Zug haben wir auf der politischen Ebene ein konkretes Beispiel dafür, dass es 
mit der automatischen Gleichstellung nicht hinhaut: Seit es die Bundesversammlung gibt, war 
unser Kanton noch nie mit einer Frau in Bern vertreten! Aktuell sind es zwei Ständeratsherren 
und drei Nationalratsherren. Nicht einmal ein Linker ist darunter. Dieses Jahr sind National-
ratswahlen. Dieses Jahr muss sich das ändern! Wichtig ist ein linker Sitz, aber genau so wich-
tig sind zwei bis drei Sitze für die Frauen, damit würden sie wenigstens einmal die Hälfte un-
serer Vertretung stellen. Ich fordere daher alle Parteien auf, Kandidatinnen aufzustellen und 
diese mit allen Kräften zu unterstützen. Weiter fordere ich alle Wählerinnen und Wähler auf: 
Wählt bevorzugt Frauen! 
Zurückkommend auf die faktische Gleichstellung möchte ich auch noch gesagt haben, dass 
Gleichstellung und Gleichmacherei nicht dasselbe sind. Frauen haben sich nicht einfach den 
Männern und deren Wertvorstellungen anzupassen. Das gibt mir die Gelegenheit ein Gedicht 
von Dorothee Sölle zu zitieren, einer kämpferischen Theologin, die am vergangenen Sonntag 
gestorben ist. Ich tue das auch im Gedenken an Clara Landolt, die viele Jahre lang die 1. Mai-
Kundgebungen besucht hat, und die ganz viele Sölle-Bücher gelesen hat. 
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Die Gewerkschaften haben in den letzten Jahren konsequent eine Kampagne für Mindestlöhne 
geführt. „Kein Lohn unter 3000 Franken“ hiess die Losung. Diese Kampagne hat Früchte ge-
zeigt und ist vor allem auch vielen Frauen im Verkauf zugute gekommen. Einen weiteren Hö-
hepunkt gewerkschaftlichen Engagements haben wir letztes Jahr erlebt. Die Bauarbeiter er-
streikten sich das Recht auf Frühpensionierung. Unser Gast Hansueli Scheidegger und unser 
Präsident Bruno Bollinger waren massgeblich an den erfolgreichen Streikaktionen beteiligt. 
Herzliche Gratulation! 
 
 
 
 
 
 
Beide Kampagnen haben die Gewerkschaften gestärkt. Konkret zeigt sich das bei den Mit-
gliederzahlen. Nach Jahren des Mitgliederschwundes steigt die Anzahl der Organisierten wie-
der. Meinungsumfragen bestätigen, dass die Gewerkschaften von einem wachsenden Teil der 
Bevölkerung als glaubwürdig angeschaut werden. In der Tat: Die Gewerkschaften sind wich-
tig. 

• Sie fordern die Rechte ein, die den ArbeiterInnen zustehen, indem sie die Einhaltung 
von Gesamtsarbeitsverträgen überwachen. (Streik Kaminbaufirma) 

• Sie stellen Ungerechtigkeiten fest und setzen sich für deren Beseitigung ein. (Lohn-
gleichheitsklagen, Mindestlohnkampagne) 

• Sie nehmen Defizite wahr und machen konstruktive Lösungsvorschläge. (Lipa-
Initiative) 

• Sie wehren sich gegen den Sozialabbau. (Referendum AVIG, Referendum Ladenöff-
nungszeiten) 

• Sie setzen sich für Solidarität ein zwischen Männern und Frauen, Alten und Jungen, 
InländerInnen und AusländerInnen, Gut- und Schlechtverdienenden 

Und welche Schlagzeilen machen zurzeit ArbeitgeberInnen und bürgerliche PolitikerInnen? 
Abzockerei, überhöhte Managergehälter, wortbrüchige Baumeister, Entlassungen, Betriebs-
schliessungen, Konkurse, Pensionskassenunterdeckungen, untaugliche Sparprogramme… 
Ist das die Art wie soziale Verantwortung wahrgenommen werden soll? 
Damit will ich nicht gesagt haben, dass alle ArbeitgeberInnen und bürgerlichen PolitikerInnen 
so handeln. Aber diejenigen, die es tun, sind die StimmungsmacherInnen, - diejenigen, die es 
nicht tun, sind häufig TrittbrettfahrerInnen, die indirekt von der Verunsicherung und der Exis-
tenzangst profitieren, welche ihre forscheren KollegInnen unter den Lohnabhängigen verbrei-
ten. Lassen wir uns nicht verunsichern! Schliessen möchte ich mit einem weiteren Text von 
Dorothee Sölle: „Wünsche für mein Leben“ 
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Die 1. Mai-Rede von Anna Lustenberger, SGA-Kantonsrätin, Baar 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe Friedens-Bewegte 
„Ich stimme für den Atomausstieg, weil ich Tschernobyl nicht vergesse.“ So steht es auf mei-
nem T-Shirt. Es ist ein Bekenntnis zu einer Welt ohne Atom – so wie die Fahnen von uns lin-
ken Parteien und Gewerkschaften die Solidarität der Arbeitenden ausdrücken, so wie die Re-
genbogen-Fahnen die Sehnsucht nach einer besseren und friedlichen Welt bezeugen. 
Die Reaktor-Katastrophe in Tschernobyl ist Ausgangspunkt für meine Gedanken zum heuti-
gen 1. Mai. Ich war eine stillende Mutter von Andreas, damals vor 17 Jahren. 
Viele Jugendliche, die heute keine oder nur schwer eine Lehrstelle finden, - Viele Jugendli-
che, die sich heute gegen den Krieg und für den Frieden engagieren, sind damals zur Welt 
gekommen. 
Zuerst zur Lehrstellen-Initiative: 
Jede und jeder von uns hat das Recht auf Arbeit. Das gilt ganz besonders für junge Menschen; 
sie haben Anspruch auf einen guten Einstieg ins Berufsleben. 
Als Mutter von jungen erwachsenen Töchtern und einem Sohn, der im kommenden Sommer 
eine KV-Lehre bei der Gemeinde Baar beginnen kann, ist mir die Lehrstellen-Initiative des-
halb ein besonderes Anliegen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Neue Zuger Zeitung, 2. Mai 2003 
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Viele Jugendliche haben nach neun Jahren genug von der Schule; sie wollen endlich arbeiten, 
sie wollen in der Arbeitswelt ihre Frau, resp. ihren Mann stellen. Sie sind motiviert. Sie wol-
len keine so genannte Zwischenlösung, eine Sprachschule oder eine teure Privatschule, die 
sich viele Familien für ihre Jugendlichen übrigens finanziell gar nicht leisten können. Sicher – 
der Kanton Zug bietet einige Lösungen, zum Beispiel, das offizielle 10. Schuljahr, das Bil-
dungsnetz für schwächere Schulabgänger und –gängerinnen.  Aber es sind nur Hilfslösungen 
– und eben keine Lehrstellen. 
Immer weniger Betriebe sind nämlich bereit, junge Menschen auszubilden. Gerade noch 17 
Prozent aller Unternehmen in diesem Lande bilden Lehrlinge aus. In den 80er Jahren waren es 
noch über 30 Prozent. Das ist ein sehr kurzsichtiges Denken in den Chefetagen, nach dem 
Motto „Kosten senken, Gewinne maximieren - irgendein dummer Konkurrenzbetrieb wird 
wohl für den beruflichen Nachwuchs sorgen.“ Das ist Share-holder-Value-Denken auf dem 
Buckel der jungen Menschen von heute. 
Die Branchen und Betriebe, die noch Lehrstellen anbieten, haben in den letzten Jahren sehr 
selektive Testverfahren entwickelt, um ja die Besten herauszupflücken. Es darf nicht sein, 
dass Schülerinnen und Schüler mit einer Note unter 5 weniger Chance haben, eine Lehrstelle 
zu finden. Schülerinnen und Schüler der Oberstufenklassen werden so in zwei Klassen geteilt 
– in „Supergescheite“ und in „Taugenichtse“. Das ist sozialer Sprengstoff für unsere Städte, 
für unsere Dörfer für unsere Gesellschaft. 
Die Lehrstellen-Initiative kommt daher gerade richtig. Sie entlastet Betriebe, die heute schon 
Lehrlingen ausbilden. Und sie bestraft Trittbrettfahrer unter den Unternehmen, die nur von 
den Ausbildungsleistungen der anderen profitieren wollen. 
Die bürgerlichen Parteien lehnen die Initiative ab; aber sie haben keine Alternative. Weil es 
keine vernünftige gibt. Wenn die Schweizer Wirtschaft nicht in die 2. Liga absteigen will, 
dann darf sie die Berufsausbildung nicht vernachlässigen. Deshalb rufe ich Euch alle auf, am 
kommenden 18. Mai Ja zur Lehrstellen-Initiative zu sagen. Die Jugendlichen des Jahrgangs 
„Tschernobyl“ – und jünger - werden es Euch danken. 
Zum Engagement für den Frieden: 
Junge Menschen in der ganzen Welt, in der Schweiz, und auch hier in Zug haben zu Kundge-
bungen gegen den Krieg im Irak gerufen – daraus ist das Zuger Bündnis entstanden, welches 
immer wieder gegen diesen Krieg protestiert hat. Ich möchte den jungen Menschen danken, 
dass sie öffentlich Farbe bekennen, und sich gegen das schreckliche Instrument Krieg aufleh-
nen. 
Die SGA des Kantons Zug ist der Überzeugung, dass dieser Krieg - wie alle anderen Kriege 
auch - sinnlos ist. Ein Krieg verstösst immer gegen das Völkerrecht und er ist eine humanitäre 
Katastrophe. Militärisch ist der Krieg wegen der Übermacht der USA entschieden, der Dikta-
tor Saddam Hussein gestürzt. Dass dabei tausende unschuldige Menschen starben - und dass 
viele mehr noch physisch und psychisch ihr Leben lang darunter leiden werden, nehmen die 
Kriegsherren in Washington in Kauf. Man spricht jetzt von einem Ende dieses Krieges; aber 
welche Zukunft das irakische Volk haben wird, wissen wir alle nicht. 
Und gemäss einer Studie sind heimkehrende Soldaten nicht mehr fähig, Konflikte friedlich zu 
lösen. Häusliche Gewalt nimmt zu und endet sogar oft mit Mord oder Selbstmord. Nur schon 
dies beweist - Frieden wird nie mit Gewalt erreicht, sondern nur mit gelebter Solidarität, mit 
offener Kommunikation, mit dem Ernstnehmen von sozialen Problemen – vor allem aber mit 
der Achtung und Würde gegenüber allen Mitmenschen auf dieser Erde. 
Achtung und Würde verdienen auch alle jungen Menschen, damit sie tragfähige und belastba-
re Erwachsene werden: Die in unserer Arbeitswelt bestehen können, die kritisch denken, die 
sich aktiv am politischen Leben beteiligen. Die den Mut haben, Skandale auch in unserem 
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Kanton anzuprangern (Die Firma Crown Resources mit ihrem Schrott-Tanker „Prestige“ und 
der Ölkatastrophe vor Galizien ist dafür nur ein Beispiel).  
Junge Menschen, die sich für eine gerechte, solidarische, ökologische und friedliche Welt 
einsetzen. Tragen wir als Erwachsene Sorge zu unseren jungen Menschen und geben wir 
ihnen - was sie brauchen. Eine Welt mit Chancen, mit Arbeit und mit Frieden !!! 
 
 
Die 1. Mai-Rede vom Käty Hofer, SP-Kantonsrätin, Hünenberg 
 
Die Herrschaft der älteren, weissen Männer 
Während Jahrhunderten war eine Geburt Sache der Frauen, nämlich der gebärenden Mutter 
und der Hebamme. Die Hebammen gaben ihr Wissen an andere Frauen der nächsten Genera-
tion weiter, lernten voneinander und kannten meistens die Geburt auch aus eigener Erfahrung. 
Im 19. Jahrhundert änderte sich das grundlegend. Die Ärzte organisierten sich und machten 
die Hebammen zum medizinischen Hilfspersonal. Sie verfassten die Lehrbücher, die Hebam-
men mussten sich von Ärzten prüfen lassen und durften keine Medikamente mehr abgeben. 
Um es salopp auszudrücken, die Ärzte (damals ausschliesslich Männer) rissen sich die Gebur-
ten unter den Nagel und machten ein Geschäft daraus. Heute sind die Gynäkologen immer 
noch überwiegend männlich und gehören zu den bestverdienenden Berufsgruppen. 
Das Motto des heutigen Tages heisst "Frauen Macht Gewerkschaft". Das Beispiel der Heb-
ammen im 19. Jahrhundert zeigt anschaulich, wie sich Macht, und damit Verdienstmöglich-
keit, von den Frauen zu den Männern verschob. 
Ähnliche Prozesse spielten sich während der Kolonialzeit in dem Teil der Welt ab, den wir 
heute die dritte Welt nennen. Weisse Männer kamen, übernahmen die Macht, die Ressourcen 
und die Verdienstmöglichkeiten von den indigenen Völkern. 
Es ist eine Tatsache, dass sich die Vermögen der Welt weitgehend bei der relativ kleinen 
Gruppe der älteren, weissen Männer konzentriert, die Einkommen dieser Gruppe sind massiv 
überdurchschnittlich. Vermögen, hohes Einkommen und Grundbesitz ist gleichzusetzen mit 
Macht. Die Macht ist sehr ungleich verteilt hier in der Schweiz und in der ganzen Welt. 
Ich setze hier die Gruppe der älteren, weissen Männer in Gegensatz zu den Frauen, zu farbi-
gen und jungen Menschen. Diese haben wenig Vermögen, kleinere Einkommen und folglich 
auch wenig Macht. 
Farbige Frauen werden in diesem Sinne gleich doppelt diskriminiert, nämlich einmal auf 
Grund der Hautfarbe und ein zweites Mal auf Grund ihres Geschlechtes. 
Wir wissen, dass der Löwenanteil (oder besser gesagt der Löwinnenanteil) der Arbeit hier und 
noch mehr in der dritten Welt von Frauen geleistet wird. Doppel- und Dreifachbelastung sind 
Ausdrücke, die wir nur in Zusammenhang mit Frauen kennen. Gleichzeitig haben aber dieje-
nigen, die die meiste Arbeit leisten, wenig zu den Arbeitsbedingungen zu sagen. 
Das heisst also, ältere, weisse Herren definieren die Bedingungen, unter denen Erwerbsarbeit 
geleistet wird. Sie bestimmen erstens die Löhne. Wir wissen ja, dass Frauen für gleiche Ar-
beit immer noch massiv weniger verdienen. Nach den letzten Statistiken schliesst sich die 
Schere endlich, umso mehr ein Grund, weiter zu kämpfen. 
Sie bestimmen, dass dort produziert wird, wo die Arbeit am billigsten ist, mit der Konse-
quenz, dass in Ostasien Hungerlöhne bezahlt werden und bei uns Arbeitslosigkeit herrscht. 
Sie bestimmen zweitens die Arbeitszeiten, die nicht zum Familienrhythmus passen. Es gibt 
noch sehr wenige Teilzeitstellen für Väter. Wir bauen die familienergänzende Kinderbetreu-
ung aus, das hilft den Familien, Erwerbsarbeit und Kinderbetreuung zu kombinieren. Die bes-
sere Lösung wären allerdings familienkompatible Arbeitsmodelle. 
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Sie bestimmen drittens die Arbeitsorte. Arbeits- und Wohnort liegen vielfach zu weit ausei-
nander. Bei Umstrukturierungen wird von den Mitarbeitenden Flexibilität verlangt, das kann 
heissen, lange Pendlerwege oder Kündigung. Die Freizeit und das Familienleben leiden da-
runter. 
Die Liste liesse sich verlängern. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wie eine Erdölfirma einmal in ihrem Werbespot sagte, es 
gibt viel zu tun, packen wir's an! 
 

Zuger Presse, 2. Mai 2003 


